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Opposition dTA
tln Liechtensteiner Regienrngngt

Die Macht in Vaduz könnte nach den Wahlen neu uerteilt uerden

GUNTHEfi NlEIER, VADUZ

Am 9. Februar wählt das Fürstentum
LiechtensteiD einen neuen Landtag. In
zwei Wahlkreisen sind 25 Abgeordnete
zu u'ählen. Um diese Mandate bewer-
I'en sich die vier Parteien. die hereils
bisher im laldtag veilrelen waren. Die
Valerländische Union (VU) und die
Fortschriltliche Bürgerpartei (FBP).
die au{grund ihrer dominierenden
Rolle in den vergangenen Jahrzehnten
und ihres Wähleranteils auch als Gross-
parteien bezeichnet werden. treten mit
vollen Lislen an.

Die beiden kleinen Oppositionspar-
teien Freie Liste (FL) und Demokra-
lcn lro Lieclllenstein (DpL) hegnüpen
sich mit TeiUisten. Die vier Par{eien
bleiben bei den \Vahlen unter sich. ob-
rrohl rn den lelzten Jahren inrrner rvie-
der Spekuiationen über Neugründun-
gen. etwa einer reinen Frauenpartei,
die Runde machten.

Zwei Closse. zwei Kleine

Im Mittelpunkt des Interesses stehen je-
doch nichl die Kandidatinnen und Kao-
didaten für dos Parlament. sondem Nie
iihlich die Personen. die in die Regie-
rung eintrelen wollen. Die FBP und die
\/tl. die seit dem ZNeiten Weltkrieg mit
zwei Ausnahmen eine Koalitionsregie-
rung gehilder hahen. bekräftigen mit
ihren Nominierungen ihren Willen zur
Fortsetzung der Zusammenarbeit. Die
beiden Parteien haben nur drei Kan-
didaten für die fünlliöpfige Regierung
noninierl. Dailit signalisieretr si€ den
S7ähiern. dass sie die Mehrheit in der
kiinfligen Koalitionsregierung anstre-
beD. aber auch Platz für einen Partner
haben. der sich mit z$,ei Regierungsmit-
gliedern begnügen muss.

Otr es erneul zu einer Regierungs-
konlition der heiden grossen Parreien
komnren wird. isl allerdings noch offen.
Artch dic beiden Oppositionsparteien
drängeD in die Regierung. "Wir sind be-
reit. Veranl\\'ortung zu übetnehmen".
erklärten die Demokraten pro Liecb-
tenslein und nominierten zrvei Kandi-
daten fiir eine Minderheitsbeteiligung.
Dic Freic Li\te ver/ichtete auf Nonri-
nalioneu. liess aber durchblicken. dass
auch sie an einem Regierungseintritt
iillcrr.ssierl sei. wenn sich die C<tlegeo-
hert ergehc.

Der Liechtcrcteinet Landtag (Biklniue) wird neu bestellt.

Nach den bisherigen Nachrvahlbefra-
gungen spielen zwar auch die Listen
mit den Parlmentskandidaten urd die
Wahlprogramme eine gervisse Rolle bei
der Entscheidung der Wähler. Das €nt-
scheidende Kriterium istjedoch. wen die
Parteien ftir das Amt des Regierungs-
chefs vorschlagen, Wer hier die besten
Karten hat. ist diesmal besonders schwer
vorhezusagen.

Nach denr Verzicht des Regierungs-
chefs Daniel Risch auf eine erneute
Kandidatur stehen sich zwei Personen
gegenüber. die in der letzten Legislatur-
periode nicht in der Regierung veilreten
rvaren. Dieses Duell ist deshalb span-
nend. rveil die VU mit Brigille Haas eine
Frau nominiert hat. wäluend die FBP
nach dern Scheiterr nlit einer Regie-
run€lschelkandidatin 2021 nit Emst
Walch wieder mit einem Mann antritt.

Drs Pu";1 Frau gegen Manr isr
nichl das einzige Spaonulgselenrent.

Mit Brigitte Haas setzt die Union auf
eine Ouereinsteigerin. Als Geschäfts-
führerin der Induslrie- und Handels-
kammer verfügt sie zwar über Berüh-
rungspunkte mit der Politik, übte aber
noch kein politisches Mandat aus. Der
von der Bürgerpartei zun Spitzenkan-
didateo erkorene Ernst Walch hingegen
hat seit 1989 reichlich politische Erfah-
rung gesanmell: als Abgeordneter und
Parianentspräsident, Fraktionsspre-
cher und Aussenminister. Aufgrund die-
ser Konstellation rvird die Diskussion
um den Wahlausgang von der Frage be-
stinrn)l: Woilen die Liechtensteinerin-
nen und Liechtensleiner eine polilisch
unbelastete Kraft an der Regierungs-
spitze, oder setzt sich die politische Er-
fahrung durch?

ln den Wahlprogramnlen unler,
scheiden sich die Vorstellungen von
VU und FBP nicht wesentlich. Beide
Parteien €rehen sich \rirlschaftsfreund-
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lich und betonen die Notwendig-
keit guter Rahmenbedingungen für
Unternehmen. Die FBP bekennt sich
zur sozialen Marktwinschaft, die auf
Eigeninitiative. Wahlfreiheit und Leis-
tungsbereitschaft sdtzt. Erfolgreiche
Unternehmen, die sich auf attraktive
Rahmenhedingungen verlassen kön-
nen. gehören fill die VU zu den Vor-
aussetzungen für den sozialen Wohl-
sland der Gesellschaft. Beide Seiten
verzichten jedoch auf die Nennung von
detaillierten Massnahmen. was für die
Wirtschaft getan werden müsste. um
diese Ziele zu erreichen.

Konkreter wird die FBP hingegen
in der Steuerpolilik: Sollte die Schweiz
die Mehrwertsteuer erhöhen, was
Liechlenstein im gemeinsamen Wirt-
schaftsraum !rachvollziehen müsste.
sollen die Mehreinnahmen in Form
eines höheren AHV-Beitrags an die
Ber,ölkerung zurück€tegeben werden.

Im Gegensatz zur FBP. deren Wahl-
programm sich auf die Wirtschafts-.
die Sozial- und die Geselischaftspoli-
tik konzentriert, blickt die \rfl über
die Grenzen Liechtensteins hinaus. Sie
verspricht eine Verstärkung der regio-
nalen Zusammenarbeit im Alpenraum
und eine weitere Festigung der bila-
teralen Beziehungen zur Schu,eiz. zu
Östeneich und zu Deulschland.

Elwas forscher als die Wahlpro-
gramme der grossen Parteien kommen
die Vorstellungen der beiden kleinen
Opposilionsparteien daher. Die Freic
Liste will laut ihrem Slogan "Still-
stand durchbrechen. Chancen schaf-
fen). Wenn die Wählerinnen und Wäh-
ler richtig entscheiden rvürden. könn-
len .stillsl€hende Machl\erhältnisse
durchbrochen und Chancen für ein
sozialer demokratisches und ökologi-
sches Liechtenstein" geschaffen wer-
den. Klimakrise und Verlust der biolo-
gischen Vielfalt erforderten ein radika-
les Umdenken. propa€derl die grün-a1-
ternalive Partei, ohne die notwendigen
Massnahmen näher zu benennen.

Demokraten bauen auf Erfolgt

Ahnlich das Programm der Demokra-
ten pro Liechtenstein. die der Wähler-
schaft als Motto das Versprechen ab-
geben: "Wir schauen dahinter.D Sie
preisen ihr Handeln als <volksnah uld
bodenständig) an. das sich für eine iibe,
rale und sozialverträgliche Wirtschafts-
politik sowie für einen verantwortungs-
vollen Umgang mil der Umweil und
ihren Ressourcen einsetzt. Ein zentrales
Anliegen der Splilterparlei. die bisher
im Parlament nrit nur zwei Ahgeord-
neten vertrelen war, bilden die direkt-
demokratischen Volksrechte. Mi1 volks-
initiativen waren die f)emokraten in der
letzten Legislaturperiode teilweise er-
folgreich. etwa bei der Befreiung der
Rentner von der Krankenkassen-Fran-
chise oder bei der Abschaffung des
öffentlichrechtlichen Radios.

Beflügell von diesen Frfolgen. nonri
nierlen sie l0 Kandidatinnen und Kan-
didaten für das 25-köpfige Parlanrent
und hieten sicb mit der Nomination
von 2 Kandidalen für die Regierung
als Koalitionspartner in der kiinftigen
Regierung an mil der klaren Aus'
sage: <Wir sind bercit. Veranlu'orlrrns
zu übernehnren.,


